
Erklärung 

Der/die Antragsteller ist/sind unterrichtet, dass die Angaben 

 über den Antragsteller und den Zuwendungsempfänger,

 zum Subventionszweck und zum Vorhaben, die insbesondere auch zur Beurteilung der
Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeutung sind,

 zu Kosten und Finanzierung des Projekts, insbesondere auch zu anderen Finanzierungshil-
fen sowie zu Zuwendungen Dritter,

 zur Geltendmachung der Ausgaben und Deckungsmittel im Rahmen weiterer Förderungen

 in dem Antrag beizufügenden Unterlagen wie Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen,
Vermögensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts- oder Wirt-
schaftsplans, Überleitungsrechnungen, oder sonstiger dem Antrag beizulegender Unterla-
gen,

 von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere Art. 48, 49 BayVwVfG) oder
anderen Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwendung abhängig ist,

 zur Verwendung der Zuwendung,

 zur Art und Weise der Verwendung der aus der Zuwendung beschafften Gegenstände (Art.
1 BayStrAG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 SubvG),

 zum Beginn des Vorhabens,

 in den Mittelabrufen (also insbesondere, dass die Zuwendung ausschließlich zur Erfüllung
des im Bewilligungsbescheids näher bezeichneten Zuwendungszwecks verwendet und
nicht zuwendungsfähiger Beträge, Rückforderungen und Rückzahlungen abgesetzt wur-
den),

 in den Mitteilungen oder Sachberichten über den Projektstand,

 zu den Mitteilungs- und Nachweispflichten nach Nr. 5 und Nr. 6 der dem Zuwendungsbe-
scheid beigefügten Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung (ANBest-P)

für die Gewährung bzw. Rückforderung der Zuwendung von Bedeutung sind und somit subventions-
erheblich im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch sind. Der/die Antragssteller ist/sind auf die Bestim-
mungen des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 (BGBI I 1976, 2034, 2037) in Verbindung mit Art. 1 
des Bayerischen Strafrechtsausführungsgesetzes vom 13.12.2016 (BayRS 450-1-J) hingewiesen wor-
den. 

Der/die Antragsteller ist/sind weiterhin entsprechend Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 4 des Sub-
ventionsgesetzes (SubvG) unterrichtet, wonach insbesondere Scheingeschäfte und Scheinhandlun-
gen, sowie Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zu-
sammenhang mit einer beantragten Zuwendung für die Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung 
und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils unerheb-
lich sind. Das bedeutet, dass für die Beurteilung der tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgeblich ist.  



Dem/den Antragsteller/n ist bekannt, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche oder unvollständige 
Angaben sowie das vorsätzliche oder leichtfertige Unterlassen einer Mitteilung über Änderungen in 
diesen Angaben die Strafverfolgung wegen Subventionsbetrug (§ 264 StGB) zur Folge haben können. 

Der Antragsteller versichert die Richtigkeit und Vollständigkeit der im vorliegenden Antrag und in den 
Anlagen gemachten Angaben.  

Der/die Antragsteller ist/sind verpflichtet, jede Änderung in den gemachten Angaben unverzüglich 
anzuzeigen. 

Dem Antragsteller ist bekannt, dass unrichtige Angaben in diesem Antrag und im folgenden Zuwen-
dungsverfahren die Rückforderung der Zuwendung zur Folge haben können und 

Erklärung zum Vorhabensbeginn bei Projektförderung: Der Antragsteller erklärt, dass das Vorhaben 
noch nicht begonnen wurde und es auch nicht vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheids bzw. vor 
der etwaigen Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns in Angriff genommen wird. Als Vorha-
bensbeginn ist grundsätzlich jeder Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrags zu werten. 




